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Acht Jahre Kampf gegen das 
Verschwindenlassen
Der UN-Ausschuss gegen das Verschwindenlassen (CED) ist das jüngste Menschenrechtsvertrags-
organ. Trotz zahlreicher Fortschritte gibt es in den wesentlichen Arbeitsfeldern, wie den Staaten-
berichten, den Dringlichkeitsaktionen und der Umsetzung der Leitlinien zur Suche nach  
Verschwundenen noch großen Handlungsbedarf.

legte sie Anfang Februar 2006 einen Text vor3, der 
dann im Dezember verabschiedet wurde. Dieser 
offiziellen Arbeit am Text für das Übereinkommen 
waren vor allem in Lateinamerika Jahrzehnte von 
Bemühungen vorausgegangen, das Verbrechen des 
›Verschwindenlassens‹ begrifflich und juristisch zu 
erfassen sowie ins Völkerrecht einzuführen.4

Doch es gab Stimmen, die die Verabschiedung 
eines weiteren solchen Menschenrechtsüberein-
kommens für entbehrlich hielten, zumal sich der 
Menschenrechtsausschuss (Committee on Civil and 
Political Rights – CCPR) des Öfteren mit Fällen 
von Verschwundenen befasst und dabei Verstöße 
festgestellt hatte. Schon damals klagten Staaten 
über die hohe Belastung durch die Berichterstattung 
an die seinerzeit acht Vertragsausschüsse. Spuren 
dieser Einwände finden sich im Übereinkommen 
beispielsweise darin, dass sie keine periodische Be-
richterstattung für alle Vertragsstaaten vorsieht, 
sondern lediglich einen Gesamtbericht zwei Jahre 
nach Ratifizierung, und für die Gestaltung der wei-
teren Nachverfolgung der Ausschussempfehlungen 
diesem freie Hand lässt5, sodass die Arbeitsbelas-
tung für beide Seiten geringer ausfallen kann. Auf 
einer Überprüfungskonferenz im Dezember 2016 
entschieden die Staaten mit deutlicher Mehrheit, 
dass der Ausschuss seine Arbeit wie bisher weiter-
führen solle. Er ist damit endgültig als Vertragsor-
gan etabliert.

Auch die immer noch geringe Zahl von Ver-
tragsstaaten lässt sich vor dem Hintergrund dieser 

Das Internationale Übereinkommen zum Schutz 
aller Personen vor dem Verschwindenlassen 
(International Convention for the Protection 

of all Persons from Enforced Disappearance) ist das 
jüngste der grundlegenden internationalen Men-
schenrechtsübereinkommen. Es wurde am 20. De-
zember 2006 mit Resolution 61/177 von der UN-
Generalversammlung verabschiedet1 und trat am 
23. Dezember 2010 mit den erforderlichen 20 Rati-
fizierungen in Kraft. Deutschland hat es im Juni 2007 
unterzeichnet und zwei Jahre später ratifiziert.2

Erarbeitung des Übereinkommens

Im Vergleich mit anderen Übereinkommen wurde 
dieses Übereinkommen bemerkenswert zügig erar-
beitet. Im Jahr 2003 nahm eine Arbeitsgruppe in 
Genf die Arbeit am Entwurf eines Übereinkom-
mens auf. Nach nur drei Jahren intensiver Arbeit 
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  1  UN-Dok. A/RES/61/177 v. 20.12.2006.
  2  Drucksache 16/12592 des Deutschen Bundestags vom 8.4.2009.
  3  UN Doc. E/CN.4/2006/57 v. 2.2.2006.
  4  Zur Vorgeschichte sowie den Kernpunkten des Übereinkommens siehe Rainer Huhle, Das Verschwindenlassen von Personen. Eine erste Bilanz 

der Umsetzung der UN-Konvention, Vereinte Nationen (VN), 4/2015, S. 125f.
  5  Artikel 29, Absatz 1 und 29, Absatz 4 des Übereinkommens.
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Mitglieder daher solche Funktionen nicht inneha-
ben sollten. Die Realität ist eine andere. In vielen 
Ausschüssen, der CED eingeschlossen, sind Perso-
nen tätig, die hauptamtlich Regierungsfunktionen 
ausüben oder direkt von einer solchen Tätigkeit in 
einen Ausschuss wechseln. Die Kritik daran ist lei-
se, zumal seitens der Staaten, auch derer, die wie 
Deutschland eine solche Praxis nicht pflegen.

Das Wahlverfahren selbst ist wenig transparent. 
Zwar werden die von ihren Staaten benannten Kan-
didatinnen und Kandidaten vorgestellt, doch ist kei-
nerlei öffentliche Anhörung vorgesehen. Das Er-
gebnis der Wahlen wird bis auf die Nennung der 
gewählten Mitglieder nicht öffentlich gemacht, so- 
dass zivilgesellschaftliche Organisationen keine 
Möglichkeit haben, das Stimmverhalten ihrer Staaten 
zu prüfen. Dieses bei der Wahl zu politischen Funkti-
onen im UN-System übliche Verfahren erscheint 
bei der Wahl von Personen, deren Unabhängigkeit 
besonderer Wert zugeschrieben wird, fragwürdig.

Staatenberichte und Ergebnisverfolgung

Die Prüfung von Staatenberichten, also Berichten 
der Vertragsstaaten über die Erfüllung ihrer Ver-
pflichtungen aus dem Übereinkommen, gehört zu 
den Kernfunktionen aller Vertragsausschüsse. Die 
Prüfung umfasst alle 25 substanziellen Artikel des 

Übereinkommens und findet in einem mehrstufi-
gen Verfahren statt. Nach Eingang des Berichts 
prüfen die vom Ausschuss bestimmten Berichter-
statterinnen und -erstatter diesen und erstellen 
eine detaillierte Fragenliste (List of Issues – LoI) 
zum Bericht. Der Staat wiederum kann auf diese 
LoI erneut schriftlich antworten. Diese drei Doku-
mente sind die Basis für den mündlichen ›kons
truktiven Dialog‹, dem der CED bisher in allen Fäl-

Skepsis erklären. Während in den ersten vier Jah-
ren nach dem Inkrafttreten des Übereinkommens 
zu den 20 Gründungsstaaten noch weitere 30 hin-
zukamen, gab es in den folgenden vier Jahren nur 
noch neun weitere Ratifizierungen.6 Bedauerlicher-
weise haben eine Reihe von Staaten der Europä
ischen Union (EU) und des Europarats das Über-
einkommen bisher nicht ratifiziert.7

Die Gremiumsarbeit

Der Ausschuss gegen das Verschwindenlassen (Com- 
mittee on Enforced Disappearances – CED) be-
steht aus »zehn unabhängigen und unparteiischen 
Sachverständigen«8. Sie werden von ihren jeweili-
gen Herkunftsstaaten vorgeschlagen – Personen an-
derer Nationalität können leider nicht vorgeschla-
gen werden – und von den Vertragsstaaten für 
eine Amtsperiode von vier Jahren gewählt.9 Die 
Ausschussmitglieder können schließlich einmal wie-
dergewählt werden.10 Der hohe Anspruch, den das 
Übereinkommen an die Unabhängigkeit und Un-
parteilichkeit der Ausschussmitglieder stellt, wird 
durch dieses Verfahren nicht in vollem Umfang ein-
gelöst. Die Wahl zu einer zweiten Vierjahresperio-
de gibt den Staaten die Möglichkeit, die Arbeit ein-
zelner Expertinnen und Experten zu sanktionieren, 
was durchaus vorkommt. Im Fall des CED wurden 
zwei hervorragend qualifizierte Mitglieder von ih-
ren Regierungen nicht zur Wiederwahl vorgeschla-
gen, aus Gründen, die nach übereinstimmender 
Meinung ihrer Kolleginnen und Kollegen nicht in 
ihrer mangelnden Qualifikation liegen können. Eine 
lange Wahlperiode ohne Wiederwahl, wie das etwa 
beim Internationalen Strafgerichtshof (Internatio-
nal Criminal Court – ICC) der Fall ist, wäre grund-
sätzlich vorzuziehen.

Um die Unabhängigkeit der Ausschussmitglie-
der zu stärken, haben die Präsidenten der neun 
Vertragsausschüsse im Juni 2012 in Addis Abeba 
Leitlinien für die Unabhängigkeit und Unpartei-
lichkeit von Mitgliedern der menschenrechtlichen 
Vertragsausschüsse beschlossen.11 Darin heißt es 
unter anderem, dass die Unabhängigkeit und Un-
parteilichkeit von Ausschussmitgliedern infrage steht, 
wenn sie der Exekutivgewalt angehören12, und die 

Dem hohen Anspruch des Übereinkommens 
wird der CED nicht immer gerecht.

  6  Derzeit sind es 62 Vertragsstaaten, siehe treaties.un.org/Pages/ViewDetails.aspx?src=IND&mtdsg_no=IV-16&chapter=4&clang=_en
  7  Unter anderem Großbritannien, Irland und die skandinavischen Staaten mit Ausnahme Norwegens.
  8  Artikel 26, Absatz 1 des Übereinkommens.
  9  Artikel 26, Absatz 2 des Übereinkommens.
10  Artikel 26, Absatz 4 des Übereinkommens. Trotz dieser klaren Bestimmung wurde im Juni 2019 der spanische Kandidat für eine dritte Amtszeit 

gewählt.
11  UN Doc. A/67/222 v. 2.8.2012.
12  Ebd., Absatz 12.
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der Suche nach der verschwundenen Person mitzu-
wirken.13 Für dieses Verfahren hat sich der Aus-
druck ›Eilaktion‹ (urgent action) eingebürgert, der 
besser als ›Dringlichkeitsaktion‹ übersetzt ist. Für 
diese Dringlichkeitsaktionen gibt es sehr nieder-
schwellige Zulassungsbestimmungen, sodass der 
Ausschuss nur sehr wenige solcher Anträge ableh-
nen musste. Schon bald erkannten die Opfer von 
Verschwindenlassen in etlichen Ländern, dass der 
CED konkrete Hilfestellung geben kann, indem er 
hartnäckig bei den Behörden nachfragt, welche 
Maßnahmen sie treffen, um die verschwundene Per-
son zu finden. Die vom Staat erhaltenen Angaben 
teilt er dann wiederum mit den Antragstellern, aus 
deren Stellungnahmen sich in der Regel erneute An-
fragen und konkrete Handlungsaufforderungen an 
den Staat ergeben. Das Übereinkommen verlangt vom 
Ausschuss, dass er diese Bemühungen solange fort-
setzt bis die verschwundene Person gefunden ist. 

Zum Ende der ersten acht Jahre hatte der Aus-
schuss 569 solche Dinglichkeitsaktionen aus 15 
Staaten bearbeitet, von denen die meisten nicht ab-
geschlossen sind. Weniger als ein Zehntel der Fälle 
konnte beendet werden, weil die vermisste Person 
lebend oder tot gefunden wurde. Die Dringlichkeits-
aktionen sind ein Novum, das in anderen Men-
schenrechtsverträgen so nicht existiert. So waren 
keine Vorkehrungen im Amt des Hohen Kommis-
sars für Menschenrechte (Office of the High Com-
missioner for Human Rights – OHCHR) und sei-
tens der Vertragsstaaten getroffen worden, dass die 
offenbar von niemand erwartete hohe Zahl von 
Anträgen sorgfältig bearbeitet werden können. Das 
deutsche Ausschussmitglied hat dem Auswärtigen 
Amt wiederholt diese Engpässe geschildert, und die-
ses hat glücklicherweise mehrfach mit Sonderzuwen-
dungen ausgeholfen. Gleichwohl besteht hier ein 
strukturelles Problem, das eines der wertvollsten 
Instrumente des Übereinkommens betrifft, zumal 
weitere Kürzungen im Haushalt des OHCHR an-
gekündigt sind.

Leitlinien zur Suche nach Verschwundenen

Die Erfahrungen mit den zahlreichen Dringlich-
keitsaktionen waren einer der Anstöße dafür, dass 
der Ausschuss im Jahr 2015 begann, sich systema-
tisch mit der Frage zu beschäftigen, wie eine wir-
kungsvolle Suche nach verschwundenen Menschen 
organisiert werden sollte. Der Ausschuss bestimm-
te das deutsche und kolumbianische Mitglied als 
Berichterstatter beziehungsweise -erstatterin. Nach 
umfangreichen Konsultationen schlugen beide vor, 

len mindestens sechs Stunden, verteilt auf zwei 
Tage, gewidmet hat. Anschließend formuliert der 
Ausschuss seine Empfehlungen (Concluding Ob-
servations – COB) und nennt dem Staat Fristen, in 
denen er berichten soll, ob und wie er die Empfeh-
lungen umgesetzt hat. 

Die Qualität der Ausschussarbeit hängt vom 
Umfang und der Qualität der Informationen ab, 
die dem CED zur Verfügung steht, da er keine eige-
nen Ermittlungen durchführen kann. Schon die 
Qualität der Staatenberichte – in seinen ersten acht 
Jahren hat der Ausschuss 30 Staaten behandelt – 
ist sehr unterschiedlich. Gleiches gilt für die zu-

sätzlichen Informationen, die von zivilgesellschaftli-
chen Organisationen, nationalen Menschenrechts- 
institutionen und anderen Quellen kommen. 

Eine große Herausforderung für den Ausschuss 
stellt die Ergebnisverfolgung dar, weil das Überein-
kommen anders als in allen bisherigen Verträgen 
keine periodische Berichterstattung vorsieht. In den 
meisten Fällen prüft der CED lediglich die schrift-
lichen Berichte des Staates über die Umsetzung der 
Empfehlungen, zu denen nur selten noch einmal 
Informationen aus anderen Quellen kommen. Auch 
die Bewertung dieser Umsetzungsberichte durch 
den Ausschuss erfolgt schriftlich und wird, im Ge-
gensatz zu den erstmaligen COB, kaum öffentlich 
wahrgenommen. In Absprache mit Mexiko wählte 
der Ausschuss dann auf der 15. Sitzung im Novem-
ber 2018 erstmals ein anderes Verfahren: Er lud 
Mexiko zu einem erneuten Dialog nicht nur über 
die Umsetzung der Empfehlungen, sondern auch zu 
einer Revision aller seitherigen Entwicklungen im 
Land ein, die das Verschwindenlassen betreffen. 
Erfreulicherweise konnte dieses Verfahren im Ein-
vernehmen erfolgen und wurde auch vom Staat an-
schließend als positiv bewertet, sodass es einen in-
teressanten Präzedenzfall für künftige ähnlich 
gelagerte Fälle darstellen kann. 

Dringlichkeitsaktionen

Die Angehörigen einer verschwundenen Person, 
aber auch jede andere Person mit einem »berechtig-
ten Interesse«, kann den Ausschuss ersuchen, bei 

13  Nach Artikel 30 des Übereinkommens.

In Absprache mit Mexiko wählte der CED im  
November 2018 erstmals ein anderes Verfahren.
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in Anlehnung an andere ›Soft Law‹-Instrumente im 
Menschenrechtsbereich Leitlinien (guiding prin-
ciples) zu verfassen. Sie legten dem Ausschuss im 
November 2018 einen ersten Entwurf vor. Voraus-
gegangen war eine Reihe von Workshops mit Op-
ferverbänden und internationalen Fachleuten. Die-
ser erste Entwurf wurde dann vom Ausschuss über 
das OHCHR allen Interessierten zur schriftlichen 
Kommentierung vorgelegt. Nach weiteren Konsul-
tationen erhielt der Ausschuss bis Februar 2019 auf 
diesem Weg insgesamt 46 Stellungnahmen, darun-
ter noch einmal 28 von Opfer- und Menschenrechts-
organisationen, neun von Staaten, fünf von zwi-
schenstaatlichen Organisationen, drei von Akade- 
mikerinnen und Akademikern und eine von einer 
Nationalen Menschenrechtskommission. Auf dieser 
Basis und einem weiteren internationalen Work-
shop erstellten die Berichterstatterin und der Be-
richterstatter eine zweite, wesentlich überarbeitete 
Fassung der Leitlinien, die nach einer weiteren Re-
vision im Plenum des Ausschusses auf der 16. Sit-
zung im April 2019 in ihrer endgültigen Form ver-
abschiedet wurde.14 Die Leitlinien gehen in 16 Punk- 
ten detailliert auf die Probleme bei der Suche ein 
und beschreiben die ethischen, rechtlichen und ad-
ministrativen Grundsätze, auf deren Basis jede Su-
che vonstattengehen soll. Sie wollen sowohl den 
Behörden als auch den Opfern Orientierung geben. 
Gerade weil die Leitlinien kein neues Recht schaf-
fen, können sie über den Kreis der Vertragsstaaten 
hinaus Richtschnur bei der Suche sein, wie sich be-
reits in den ersten Wochen nach ihrer Verabschie-
dung gezeigt hat.

Mitteilungen über Vertragsverletzungen

Während die Dringlichkeitsaktionen integraler Be-
standteil der Verpflichtungen sind, bedarf die Zu-
ständigkeit des Ausschusses für die Prüfung von 
Beschwerden (offiziell ›Mitteilungen‹ genannt) über 
Vertragsverletzungen, durch Einzelpersonen oder 
andere Vertragsstaaten einer besonderen Erklä-
rung.15 Diese ist nur von rund einem Drittel der 
Staaten hinterlegt. Die Anerkennung der Individu-
albeschwerde und der Staatenbeschwerde sind sou-
veräne Akte der Mitgliedstaaten. Der Ausschuss be-

tont gleichwohl in allen seinen Empfehlungen, dass 
ein Staat, der die in dem Übereinkommen nieder-
gelegten Pflichten sich durch die Ratifizierung zu 
eigen macht, sich konsequenterweise einer Über-
prüfung im Einzelfall stellen sollte.

Interpretation des Übereinkommens

Der Ausschuss musste in seiner bisherigen Tätig-
keit einige Bestimmungen des Übereinkommens 
klären. Ein gewichtiges Thema war die zeitliche 
Zuständigkeit des CED. Der Ausschuss nimmt keine 
Beschwerden und keine Dringlichkeitsaktionen an, 
wenn es um eine Person geht, die vor Inkrafttreten 
des Übereinkommens für den jeweiligen Staat ver-
schwunden wurde.16 Wie aber steht es um die 
Rechte von Angehörigen auf Kenntnis der Wahr-
heit, auf Entschädigung und Gerechtigkeit heute?17 
In Spanien etwa waren erst Jahrzehnte nach dem 
Ende der Diktatur unter Francisco Franco ernst-
hafte Bestrebungen in Gang gekommen, das Schick-
sal vieler Tausender Verschwundener zu untersu-
chen. Zivilgesellschaftliche Organisationen über- 

gaben dem Ausschuss nach umfangreichen Unter-
suchungen im Land entsprechende Unterlagen und 
erwarteten, dass er Empfehlungen ausspreche, die 
die Rechte der Opfer stärkten. Die spanische Re-
gierung hingegen erklärte sehr deutlich, dass nach 
ihrer Ansicht der CED keine Kompetenz hätte, in 
irgendeiner Form auf Ereignisse vor dem Jahr 2010 
einzugehen. Diese Auffassung wurde vom spani-
schen Ausschussmitglied Juan José López Ortega 
öffentlich unterstützt.18 Der Ausschuss sah es an-
ders und schloss in seine Empfehlungen eine Reihe 
von Hinweisen auf die Rechte aller Opfer von Ver-

Der Ausschuss musste in seiner bisherigen  
Tätigkeit einige Bestimmungen des Überein-
kommens klären.

14  UN Doc. CED/C/7 v. 8.5.2019.
15  Artikel 31 und 32 des Übereinkommens.
16  Artikel 35 des Übereinkommens.
17  Artikel 24 des Übereinkommens.
18  Juan José López Ortega, Las Desapariciones Forzadas en España a la Luz de la Convención de las Naciones Unidas, in: María Casado/Juan José 

López Ortega (Eds.), Desapariciones Forzadas de Niños en Europa y Latinoamérica. Del Convenio de la ONU a las Búsquedas a Través del ADN, 
Barcelona 2014, S. 319–340.
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Länderbesuche

Es gibt für den CED die Befugnis, in einem Ver-
tragsstaat einen Besuch durchzuführen, wenn ihm 
zuverlässige Informationen vorliegen, die darauf hin-
weisen, dass der Staat die Bestimmungen des Über-
einkommens in schwerwiegender Weise verletzt.22 
Dies hat den Ausschuss seit dem Jahr 2013 bewo-
gen, einen Besuch in Mexiko vorzubereiten. Aller-
dings ist dieser trotz wiederholter Aufforderungen 
bis heute nicht zustande gekommen. Auch ein Be-
such in Irak ist seit dem Jahr 2015 anhängig. Nach 
Auffassung des Ausschusses ist ein Staat verpflichtet, 
einem solchen Besuch zuzustimmen und die ent-
sprechenden Vorkehrungen abzustimmen. Es bleibt 
abzuwarten, ob ihm die Umsetzung gelingen wird. 

Perspektive: drohende finanzielle 
Kürzungen

Während der 16. Sitzung des CED im April 2019 
erreichte die Mitglieder die Nachricht, dass das 
Budget der Vertragsausschüsse um 25 Prozent ge-
kürzt und somit für einige Ausschüsse die Sitzungs-
zeiten verkürzt werden müssten. Da fast alle Aus-
schüsse einen enormen Überhang an Anhörungen 
und Berichten vor sich herschieben, würde das die 
ohnehin prekäre Situation drastisch verschärfen. 
Inzwischen gab es Nachrichten, dass die schlimms-
ten Folgen für dieses Jahr abgewendet werden 
könnten. Dennoch bleibt die Situation dramatisch. 
Die für das Jahr 2020 anvisierte Reform der Ver-
tragsausschüsse darf nicht in erster Linie durch das 
Ziel der Einsparung bestimmt werden. Der Ge-
samthaushalt für Menschenrechte beträgt gerade 
mal 3,7 Prozent des ordentlichen UN-Haushalts. 
Wenn die Generalversammlung nicht willens ist, 
für das Menschenrechtsschutzsystem die nötigen 
Mittel bereitzustellen, sollten die menschenrechts-
freundlichen Staaten über die Erhöhung freiwilli-
ger Zusatzleistungen in geeigneter Form nachden-
ken, die es dem OHCHR erlauben, zur Sicherung 
dieser Kernaufgabe der Vereinten Nationen mehr 
Mittel bereit zu stellen. Nur so kann die Arbeit des 
CED im Kampf gegen das Verschwindenlassen auch 
in Zukunft gewährleistet werden.

schwindenlassen ein.19 Insgesamt betonte er die 
Rechte aller Opfer und dass der Ausschuss auf In-
formationen bezüglich der Vergangenheit zurück-
greifen muss, um den vollen Umfang der aktuellen 
Staatenpflichten zu erfassen und entsprechende Emp-
fehlungen auszusprechen. Fast alle und gerade die 
lateinamerikanischen Staaten, von denen ja viele 
noch in einem Prozess der Vergangenheitsaufarbei-
tung stecken, haben diesen Standpunkt des CED mit-
getragen. Nach Spanien hat lediglich Japan die Kom-
petenz des Ausschusses infrage gestellt, im Staaten- 
berichtsverfahren auf Ereignisse vor Inkrafttreten 
des Übereinkommens Bezug zu nehmen.

Auch zur Zuständigkeit der Militärjustiz bei 
Fällen von Verschwindenlassen, die in etlichen 
Staatenberichten zur Diskussion stand, hat der 
CED Stellung bezogen, da das Übereinkommen 
dazu keine Aussage macht. Mit Bezug auf die im 
Übereinkommen selbst formulierten Garantien ei-
ner unabhängigen Untersuchung20 sowie mit Be-
zug auf die Fortentwicklung des Völkerrechts in 
dieser Frage stellte der Ausschuss fest, dass die Mi-
litärjustiz in allen Fällen von schweren Menschen-
rechtsverletzungen, einschließlich Verschwinden-
lassens, keine Zuständigkeit haben solle.21 Er hat 
dies, soweit relevant, in all seinen Empfehlungen 
festgehalten.
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19  Statement on the Ratione Temporis Element in the Review of Reports Submitted by States Parties under the International Convention for the 
Protection of all Persons from Enforced Disappearance, tbinternet.ohchr.org/Treaties/CED/Shared%20Documents/1_Global/INT_CED_
SUS_7250_E.pdf

20  Artikel 12 des Übereinkommens.
21  CED, Statement on Enforced Disappearance and Military Jurisdiction, tbinternet.ohchr.org/Treaties/CED/Shared%20Documents/1_Global/

INT_CED_SUS_7639_E.pdf
22  Artikel 33 des Übereinkommens.


